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Keine Papier-MwSt-
Abrechnungen 
mehr ab 1. Januar 
2021 
 
Ab 1.1.2021 können Mehr-
wertsteuerabrechnungen 
nur noch elektronisch ein-
gereicht werden. «MWST-
Abrechnung easy» steht 
neu dabei als weitere Ein-
gabemöglichkeiten allen 
zur Verfügung, welche sich 
nicht bei ESTV Suisse Tax 
registriert haben. 

«MWST Abrechnung easy» 
verfügt über ein einfaches 
Login und bietet vor allem 
Treuhandfirmen die Mög-
lichkeit, die Abrechnung 
durch ihre Kunden unter-
zeichnen zu lassen. Dabei 
wird nur der dem Unter-
nehmen zugewiesene Code 
benötigt. 

Die Anleitung findet sich 
unter: 
https://www.estv.ad-
min.ch/estv/de/home/meh
rwertsteuer/dienstleistun-
gen/mwst-online-abrech-
nen.html 
(Quelle: Eidg. Steuerver-
waltung)  
 
 
Ermessenseinschät-
zung auch bei der 
Mehrwertsteuer zu-
lässig 
 

Jeder Mehrwertsteuer-
pflichtige muss seine 

Unterlagen zur Überprü-
fung der Steuerzahlungen 
und des zulässigen Vor-
steuerabzugs der Steuer-
verwaltung auf Verlangen 
einreichen. Tut dies der 
Steuerpflichtige nicht oder 
liegen keine oder nur un-
vollständige Aufzeichnun-
gen vor oder stimmen die 
ausgewiesenen Ergebnisse 
mit dem wirklichen Sach-
verhalt offensichtlich nicht 
überein, so schätzt die 
Steuerverwaltung die 
Steuerforderung ein. 

Vor Bundesgericht erschie-
nen Restaurantbesitzer, 
die keine ordnungsgemäs-
sen Aufzeichnungen einge-
reicht hatten. Es bestand 
eine Differenz von rund 
CHF 50’000 zwischen der 
Mehrwertsteuerabrech-
nung (ca. CHF 150’000) 
und der Buchhaltung (ca. 
CHF 100’000). Der darauf-
folgenden Ermessensein-
schätzung der Steuerver-
waltung gab das Bundes-
gericht Recht. 

Das Gericht argumentierte, 
dass wenn die aus der 
Buchführung resultieren-
den Ergebnisse, auch wenn 
sie formal ordnungsge-
mäss geführt werden, of-
fensichtlich nicht der Wirk-
lichkeit entsprechen, eine 
Einschätzung korrekt sei. 
Im konkreten Fall fehlte 
das Kassenbuch und das 
Kassenkonto wies einen 
negativen Saldo auf, ob-
wohl dieses Konto 

logischerweise einen posi-
tiven Sollsaldo haben 
muss.  

Wichtig für den Steuer-
pflichtigen: Den formellen 
Anforderungen an die Ge-
schäftsbücher ist Beach-
tung zu schenken. Zwar ist 
auch bei formell korrekten 
Aufzeichnungen eine Er-
messenseinschätzung 
möglich, aber weniger 
wahrscheinlich. Gerade bei 
bargeldintensiven Unter-
nehmen ist bei «schlech-
ten» Zahlen, bzw. unter-
durchschnittlichen Margen 
die Gefahr einer Überprü-
fung und Einschätzung hö-
her. Mit einer tadellosen 
Dokumentation lässt sich 
die Einschätzung am ehes-
ten reduzieren. (Quelle: 
BGE 2C_885/2019 vom 
5.3.2020)  
 
 

Stellenverlust kurz 
vor der Pensionie-
rung 
 
Der Verlust der Arbeits-
stelle nach dem 60. Alters-
jahr hat einschneidende 
Konsequenzen auf die per-
sönliche Vorsorge. Fol-
gende Massnahmen sollten 
sofort eingeleitet werden: 
 
Arbeitslosengeld bean-
spruchen: ab dem 55. Al-
tersjahr bestehen max. 
520 Tage Taggelder. 

 



Überbrückungsrente 
einfordern 
Wenn der Anspruch auf Ar-
beitslosenentschädigung 
nach Vollendung des 60. 
Altersjahres erlischt, kann 
ab dem 1.1.2021 eine 
Überbrückungsleistung bis 
zum ordentlichen AHV-
Rentenalter eingefordert 
werden (sofern kein Refe-
rendum ergriffen wird). 
Diese Rente erhalten nur 
Alleinstehende mit weniger 
als CHF 100'000 und Ehe-
paare mit weniger als CHF 
200'000 Vermögen. 
 
Vorbezug der AHV-
Rente und des Pensi-
onskassenguthaben 
Die AHV-Rente kann be-
reits zwei Jahre vor dem 
ordentlichen Pensionsalter 
bezogen werden. Der Vor-
bezug ist mit einer lebens-
länglichen Rentenkürzung 
von 6,8 Prozent je vorbe-
zogenem AHV-Rentenjahr 
verbunden. Beim Pensions-
kassenguthaben kann bei 
einem Vorbezug zwischen 
Rente, Kapitalbezug oder 
eine Kombination ausge-
wählt werden. 
 
Überweisung des Vor-
sorgevermögens auf ein 
Freizügigkeitskonto 
Soll das volle Arbeitslosen-
geld bezogen werden, 
muss das Pensionskassen-
guthaben auf ein oder zwei 
Freizügigkeitskonti über-
wiesen werden. Der Bezug 
aus Freizügigkeitsstiftun-
gen muss spätestens fünf 
Jahre nach Erreichen des 
ordentlichen Pensionie-
rungsalter erfolgen. Es 
werden keine Renten aus-
bezahlt, es bleibt nur der 
Kapitalbezug. 

 
Sicherung durch Stif-
tung Auffangeinrich-
tung BVG 

Alternativ zu den Freizü-
gigkeitskonten ist die Über-
weisung des Guthabens 
aus der Pensionskasse in-
nerhalb von 90 Tagen an 
die Stiftung Auffangein-
richtung BVG.  
 
Der Verlust der Stelle kurz 
vor dem ordentlichen Pen-
sionierungsalter verlangt 
nach schnellen und kom-
plexen Entscheidungen. Es 
sind steuerliche Aspekte, 
die Lebenserwartung und 
die private Vermögenslage 
zu beurteilen.  
 
 
Keine missbräuchli-
che Kündigung bei 
«schwierigen» 
Mitarbeitenden 
 

Ein Arbeitnehmer klagte 
gegen seinen Arbeitgeber 
auf missbräuchliche Kündi-
gung. Er machte geltend, 
dass er an einer neuartigen 
Krankheit – der EMF-
(Elektromagnetische Fel-
der-) Symptomatik – leide 
und beschuldigte das Un-
ternehmen, es habe die nö-
tigen Massnahmen betref-
fend des WLAN-
Abschaltens, der Reichwei-
tenbeschränkung und wei-
teren Installationen nicht 
getroffen. 

Das Bundesgericht urteilte 
zugunsten des Unterneh-
mens und qualifizierte die 
Kündigung als nicht miss-
bräuchlich. Der Mitarbei-
tende hatte seinen Arbeit-
geber während Jahren mit 
seiner EMF-Krankheit be-
schäftigt und auf immer 
weitere betriebliche Anpas-
sungen bestanden, obwohl 
der Arbeitgeber bereits 
zahlreiche Massnahmen 
getroffen hatte. 

Die Gerichte entscheiden, 
dass die Voraussetzungen 
erfüllt waren, dass der Mit-
arbeitende als «schwierig» 
galt und deshalb die Kündi-
gung nicht missbräuchlich 
war. (Quelle: BGE 
4A_13/2019 vom 
9.8.2019)  

 
 

Teilweise Steuer-
nachfolge neu 
möglich 
Das Bundesgericht hat ein 
seinem neuesten Entscheid 
eine neue Rechtsprechung 
bei der Unternehmens-
nachfolge eingeläutet. Es 
entschied, dass die Nach-
folge eines Unterneh-
mens, welches Konkurs ge-
gangen ist und noch offene 
Steuerrechnungen hatte, 
damit rechnen muss, für 
die Steuern des konkur-
siten Unternehmens zu 
haften. 

Im konkreten Fall übertrug 
ein Unternehmen, das ei-
nen Taxi- und Limousinen-
Service betrieb, den Taxi-
betrieb auf eine neue Ge-
sellschaft, wobei Vater und 
Tochter in der einen oder 
anderen Form an beiden 
Gesellschaften beteiligt 
waren. Die Steuerbehör-
den machten ihre Forde-
rungen der neuen Gesell-
schaft geltend und gelang-
ten bis ans Bundesgericht 
damit. Das Gericht gab der 
Steuerbehörde Recht. Ba-
sierend auf dem neuen 
Mehrwertsteuergesetz ist 
eine teilweise Steuer-
nachfolge möglich, auch 
wenn nur ein Teilvermögen 
(in diesem Falle der Taxi-
betrieb) übernommen 
wurde. 

Die neue Gesellschaft 
musste also für die Mehr-
wertsteuerschulden der 



alten Gesellschaft gerade-
stehen, weil sie die Vermö-
genswerte übernommen 
hat. (Quelle: BGE 
2C_923/2018 vom 
21.2.2020)  

 
 
Neu: Online-Selbst-
anzeige bei der 
Weko möglich 
 
Durch eine Selbstanzeige 
kann ein Unternehmen 
eine Sanktionierung für 
kartellrechtliche Verstösse 
ganz oder teilweise ver-
meiden. Durch die Selbst-
anzeige zeigt es damit 
seine Beteiligung an einer 
mutmasslichen Wettbe-
werbsbeschränkung. 

Eine Reduktion oder gar ei-
nen Erlass der Sanktionen 
gilt nur für dasjenige Un-
ternehmen, das als Erstes 
eine Selbstanzeige ein-
reicht und Informationen 
und Beweismittel anbietet. 
Der Zeitpunkt für eine 
Selbstanzeige ist also ent-
scheidend, um den Sankti-
onen zu entgehen. 

Die Weko bietet neu eine 
Online-Selbstanzeige an, 
bei der die Unternehmen 
direkt ihre Informationen 
auf einem Formular einrei-
chen können. 
 
Das Formular ist hier ab-
rufbar: 
https://www.weko.ad-
min.ch/weko/de/home/die
nstleistungen/meldefor-
mulare/e_marker.html  
 
 
Privacy Shield 
durch europäischen 
Gerichtshof aufge-
hoben – Folgen für 
Schweizer 
Unternehmen 
 

Am 16. Juli 2020 hat der 
Europäische Gerichtshof 
(EuGH) den EU-US Privacy 
Shield aufgehoben. Das 
Privacy Shield Abkommen 
garantierte, dass die Über-
mittlung von Personenda-
ten an US-Unternehmen, 
die sich entsprechend zer-
tifiziert hatten, genügend 
geschützt war. Auf dieser 
Basis war der Export von 
Personendaten aus der EU 
an diese Unternehmen in 
den USA gestattet, was es 
jetzt nicht mehr ist. 

Das Urteil hat keine direkte 
Wirkung auf Schweizer Un-
ternehmen, ist aber trotz-
dem relevant, da die 
Schweiz mit den USA über 
ein gleichartiges Abkom-
men verfügt. Folgerichtig 
kann die EU das Daten-
schutzniveau der Schweiz 
als ungenügend einstufen 
und so wird der Export von 
Personendaten massiv be-
einträchtigt. 

Schweizer Unternehmen ist 
zu empfehlen, dass sie 
schnellstmöglich auf den 
Export unter dem Schwei-
zer Abkommen verzichten 
und mit dem Importeur der 
Daten eine von der EU-
Kommission formulierte 
Schutzklausel vereinbaren. 
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